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Notice de la Division des Affaires étrangères du Département politique1

Bern, 9. Juni 1944

Herr Minister Bruggmann hat uns in Kopie einen von Herrn Legationsrat 
Feer verfassten Bericht über die Internationale Arbeitskonferenz in Philadel­
ph ia2 sowie das an den Chef des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdeparte­
ments gerichtete Begleitschreiben vom 22. Mai d .J. zugestellt.

Nach Studium des Berichtes erscheinen die folgenden Punkte als besonders 
bemerkenswert:

Die allgemeine Haltung Grossbritanniens (S. 2 und 11 ff) wirkte sich dahin 
aus, dass auf der Konferenz die Frage des Verhältnisses der Internationalen 
Arbeitsorganisation zum Völkerbund gar nicht berührt wurde. In diesem Sinne 
beantragte Kanada, unterstützt von den amerikanischen Regierungs Vertretern, 
dass keine definitiven Entschlüsse über die Organisation des Internationalen 
Arbeitsamtes gefasst werden sollten, solange nicht feststehe, ob der Völker­
bund seine Tätigkeit wiederaufnehme oder eine andere W eltkontrollbehörde 
an seine Stelle trete.

Die Frage des Sitzes des Internationalen Arbeitsamtes (S. 14 ff) stand 
dementsprechend ebenfalls nicht zur Diskussion. In offiziellen Reden oder pri­
vaten Gesprächen äusserten sich zugunsten einer Rückkehr nach Genf in erster 
Linie alle Vertreter Lateinamerikas sowie die Mitglieder des Sekretariates; des­
gleichen aber auch (offiziell) der kanadische Arbeitsminister und (privat) der 
amerikanische Arbeitsminister Miss Perkins.

Die Haltung der Neutralen (S. 4-6) führte zu einer engen Zusammenarbeit 
der Schweiz mit Schweden und der Türkei. Das in der Konferenz gehandhabte 
Abstimmungsverfahren liess die von den Neutralen geübte Zurückhaltung 
nicht zum Ausdruck kommen; denn es wurde auf das Handmehr abgestellt und 
bei Fehlen von Gegenanträgen wurde ohne Rücksicht auf Stimmenthaltungen 
Einstimmigkeit erklärt. Der Delegierte der Schweiz richtete daher (wie auch 
Schweden und die Türkei) nach Abschluss der Konferenz an deren General­
sekretär eine schriftliche Erklärung des Inhalts, dass er sich an allen Abstim­
mungen über Empfehlungen und Resolutionen, die nur Angelegenheiten der 
Vereinigten Nationen betrafen oder in diesem Sinne ausgelegt werden könnten, 
nicht beteiligt habe. Der Generalsekretär bestätigte schriftlich den Empfang 
dieser Erklärung.

Die Gründe der Nichtwiederwahl in den Verwaltungsrat der schweizerischen 
Mitglieder (S. 9) waren nach indirekten Inform ationen die folgenden: 1) das

1. Rédigée par H. Zoelly, cette notice est adressée au Chef de la Division des Affaires étran­
gères, P. Bonna, qui la transmet au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz, qui la vise 
le 14 juin.
2. Non reproduit.
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W iderstreben, Abwesende zu wählen; 2) bezüglich Herrn Schürch die Mei­
nung, er sei allgemein an der M itarbeit verhindert; teilweise auch die Tatsache, 
dass er 1939 gegen das Budget stimmte; 3) bezüglich Herrn Tzaut sein hohes 
Alter und eine Verminderung seines Ansehens; 4) das Fehlen anderer schweize­
rischer Kandidaten.

Die Tendenz, die Internationale Arbeitsorganisation als eine Institution der 
Vereinigten Nationen zu betrachten, war vor allem unter den Vertretern der 
von Deutschland besetzten Gebiete weitverbreitet (S. 10).

Das Fernbleiben von Russland (S. 16) wurde von den Vereinigten Staaten 
und Grossbritannien zwar aus Prestigegründen bedauert, war aber von Anfang 
an erwartet worden.

Betreffend die Behandlung Deutschlands nach dem Krieg (S. 18) schlugen 
die britischen und amerikanischen Arbeitervertreter den W iederaufbau der 
deutschen Gewerkschaften vor als bestes Mittel, Deutschland zur demokrati­
schen Regierungsform und zur friedlichen internationalen Zusammenarbeit zu 
erziehen. Mit Ausnahme des holländischen Arbeitervertreters, der sich diesem 
Standpunkt anschloss, sprachen sich die Vertreter aller besetzten Länder scharf 
gegen eine solche Begünstigung der deutschen Arbeiterschaft, die an den von 
Deutschland begangenen Verbrechen mitschuldig sei, aus.
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Le Chef du Département militaire, K. Kobelt, 
au Général H. Guisan

L Geheim Bern, 10. Juni 1944

Der Bundesrat hat in seiner heutigen ausserordentlichen Sitzung1 der Ver­
ständigungslösung, die gestern Abend zwischen Ihnen und dem Chef des eidg. 
Militärdepartements vereinbart wurde, zugestimmt.

Demgemäss wird der General ermächtigt, ohne Verwendung des gelben A uf­
gebotsplakates, Grenztruppen im Ausmasse von ca. 80000 Mann aufzubieten. 
Es hat dabei die Meinung, dass sobald wie möglich weitgehende Beurlaubun­
gen vorgenommen werden und dass wenn die Lage es erlaubt, die Aufgebote 
wieder reduziert werden.

Ich habe heute der Presse, entsprechend unserer frühem  Vereinbarung, eine 
kurze amtliche Mitteilung übergeben. Sie lautet:

«Der allgemeinen Lage Rechnung tragend, hat der Bundesrat im Einverneh­
men mit dem General die militärische Bereitschaft unserer Armee durch eine 
zusätzliche Einberufung von Truppen verstärkt.»

1. Cf. PVCFN» 1040 du 10 juin 1944, E 1004.1 1/446.
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